
Suchergebnisse: Ausland

10. September 1319 – Bogenhausen wird zum Grenzort

Bogenhausen * Durch die Übertragung des Gerichtsbanns für die Grafschaft auf dem Yserrain

wird das Gebiet ein eigenständiges Staatsgebilde. Damit wird das baierische Bauerndorf

Bogenhausen zu einem Grenzort - denn nur wenige hundert Meter hinter dem heutigen

Herkomerplatz beginnt nun das freisingische Ausland. 

28. Januar 1342 – Ludwig der Brandenburger erlässt den Großen Tiroler Freiheitsbrief

Tirol * Herzog Ludwig der Brandenburger, der älteste Sohn Kaiser Ludwigs des Baiern und

künftiger Ehegatte der Gräfin Margarete von Tirol, erlässt den Großen Tiroler Freiheitsbrief. Darin 

     bestätigt er den Tirolern die Rechte des Landes und   verspricht ihnen, keine Steuern ohne

Zustimmung der Landstände zu erheben, sowie   die Regierung nur nach Rücksprache mit den

Landständen zu führen.   Außerdem darf er keine Ausländer - auch keine Baiern - in Dienst

nehmen und   Margarete nicht außer Land bringen.

22. November 1567 – Herzog Albrecht V. schränkt den Weißbierausschank stark ein

München * Herzog Albrecht V. erlässt ein Mandat, das den Ausschank von Weißbier stark

einschränkt.      Es darf fortan nur mit eigenem oder im Ausland gekauften Weizen gebraut

werden.   Der Ausschank von Weißbier ist nur in den Städten und Märkten jenseits der Donau in

Richtung Bairischer Wald erlaubt.   Neue Weißbierbrauereien dürfen bei Strafe nicht mehr

errichtet werden,   auch deshalb, weil beim Brauen große Mengen Weizen verschwendet werden.

   Denn, so der Herzog weiter, das Weißbier ist „gar ein unnuez getranck, [...] das weder fueert

noch nert, weder sterck, krafft noch macht gibt, und dahin gericht ist, das es die Zechleut, oder

diejenigen dies trincken, nur zu mehrerm trincken raitzt und ursacht“. Allerdings, mehr kann man

sich doch von einem Getränk nicht erwarten.

1573 – 120 Fässer Einbecker Bier an den Herzogshof nach München geliefert

Einbeck - München * Werden anfangs jährlich vierzig bis fünfzig Fässer Einbecker Bier nach

München geliefert, so steigert sich der Bedarf des Herzoghofes und erreicht in den Jahren 1573
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und 1574 - mit jeweils einhundertzwanzig Fässern - die Höchstgrenze. Danach sinken die

Lieferungen wieder auf dreißig bis fünfzig Fässer pro Jahr ab.    Doch die ständig offensichtlicher

werdende Finanzmisere schreckt die Hofkammer angesichts des sich anbahnenden

Staatsbankrotts auf. Die herzogliche Finanzbehörde stellt daraufhin die Frage, weshalb das Bier

für den baierischen Hof - unter den gegebenen Umständen - noch immer für teures Geld aus

Einbeck im hohen deutschen Norden bezogen wird. Immerhin handelt es sich dabei doch um ein

„Ketzerbier“ aus dem lutherischen Ausland.     Jeder der 600 Hofbediensteten - je nach Rang und

Funktion - hat das Recht auf ein bestimmtes Quantum Bier. Die Herrschaften an den besseren

Tischen können sogar trinken, soviel sie wollen. Und sie genießen das Freibier derart in vollen

Zügen, dass der Herzog immer wieder mit Verboten gegen die „unzimbliche“ und übermäßige

Trunkenheit einschreiten muss.

1612 – Der Landtag beschäftigt sich mit dem herzoglichen Weißbier-Brauwesen

München * Dieser Landtag beschäftigt sich erneut mit dem herzoglichen

Weißbier-Brauwesen. Herzog Maximilian I. entkräftet sämtliche Argumente, muss aber

zugestehen, dass er bei einer Weizenknappheit das Getreide aus dem Ausland beziehen oder

die Weißbierproduktion einschränken wird.    Die als Komposition bezeichnete Abgabe in Höhe

von 10.000 Gulden zahlt der Herzog auch weiterhin an die Landschaftskasse. Dieser Betrag ist

aber im Vergleich zu den Einnahmen aus dem herzoglichen Weißbiermonopol lächerlich gering.

8. April 1632 – Die kurfürstliche Familie flieht vor den Schweden nach Salzburg

München * Kurfürstin Elisabeth Renata und ihr Schwager, Herzog Albrecht VI. mit Familie,

verlassen aus Angst vor den Schweden München, um sich in Salzburg in Sicherheit zu bringen.   

Die kurfürstliche Schatzkammer, kirchliche Schätze und die städtische Barschaft im Wert von

32.449 Gulden werden im Ausland, im Erzbistum Freising, in Sicherheit

gebracht.&nbsp;Münchner Bürger und Adelige, die es sich finanziell leisten können, suchen

Schutz in Tirol oder Italien.

20. Januar 1663 – Beginn des Immerwährenden Reichstags in Regensburg

Regensburg * Der Reichstag trifft im Regensburger Rathaus zusammen, um über die durch die

Türken heraufbeschworene Gefahr an der Ostgrenze des Reiches zu beraten. Kaiser Leopold I.

benötigt Geld für die bevorstehende Verteidigung des Landes.    Daneben geht es um den schon

Münchner Zeitensprünge Seite 2/27



länger schwelenden Streit um die Ausarbeitung einer Wahlkapitulation und die Königswahl. Bei

den Auseinandersetzungen um die Wahlkapitulation geht es um das Recht, Gesetze zu erlassen

und um deren Inhalte. Außerdem soll sich der Reichstag mit den liegengebliebenen Problemen

des Dreißigjährigen Krieges befassen.    Der Reichstag wird sich bis Februar 1803 nicht mehr

auflösen und geht als Immerwährender Reichstag in die Geschichte ein. Regensburg wird damit

zum Sitz von etwa 70 Komitialgesandtschaften ausländischer Staaten. Dies auch deshalb, weil

seit der Umwandlung des Reichstags in den Immerwährenden Reichstag die Landesfürsten kaum

noch selbst teilnehmen, sondern sich durch Gesandte vertreten lassen. 

1. Januar 1669 – Maulbeerplantagen in den kurfürstlichen Hofgärten

München - Au * Da es noch an ergiebigen Maulbeerplantagen mangelt, muss die Rohseide aus

dem Ausland bezogen werden.  Zusätzlich lässt Kurfürst Ferdinand Maria „im großen Hofgarten,

im Residenzgarten, Krautgarten, Kuchlgarten zu München, in den Hofgärten zu Dachau, Berg am

Laim, Bogenhausen, Schleißheim und Nymphenburg“ eine große Menge

Maulbeerbäumeanpflanzen.    Den Kapitalstock für das Unternehmen liefern sowohl Privatleute

als auch die frühen Sozialeinrichtungen wie das Heiliggeistspital, das Städtische Waisenhaus

oder das Leprosenhaus am Gasteig.    Eine barocke Gründerzeit-Mentalität ist zu verzeichnen. In

grenzenlosem Vertrauen fließt das Geld in erstaunlichen Mengen, sodass bald mehrere Tausend

Gulden zur Verfügung stehen, um in Italien Seidenspinner-Eier zu bestellen. Das übrige Kapital

wird in den Neubau für ein Seidenhaus in der Au investiert. 

13. Mai 1747 – Der Grundstein für das Palais Toerring-Jettenbach wird gelegt

München-Graggenau * Der Grundstein für das Palais Toerring-Jettenbach in der heutigen

Residenzstraße 2 wird gelegt. Der Rokoko-Adelspalast entsteht in den Jahren von 1747 bis 1756

auf den Grundflächen einer ganzen Reihe von Häusern.       Bauherr ist der 65-jährige Graf Ignaz

Felix Joseph von Toerring-Jettenbach, der während seiner Auslandsaufenthalte die fremden Höfe

und Adelspaläste begutachtet und so ganz nebenbei mit den bekanntesten Architekten Kontakt

aufnehmen kann.   Inzwischen liegen elf verschiedene Pläne für ein prächtiges Stadtpalais in

seinem Schubladen, gezeichnet von dem Wiener Hofbaumeister Joann Lukas von Hildebrandt,

dem französischen Adelsarchitekten Bottrand, dem Münchner Hofbaumeister François Cuvilliés

und den Gebrüdern Johann Baptist und Ignaz Anton Gunetzrhainer.   Der Graf nimmt schon

während der Planungsphase und auch bei der Bauausführung regen Anteil und lässt sich selbst

jede kleinste Kleinigkeit zur Genehmigung vorlegen.
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1748 – Die Bettelordnung beinhaltet Strafen für Bettler und Vaganten

München * Nach der unter Kurfürst Max III. Joseph erlassenen Bettelordnung werden

aufgegriffene Bettler zuerst mit 15 bis 20 Stockhieben bestraft und dann für ein halbes Jahr in das

Zuchthaus gebracht.    Ausländische Bettler und Vaganten, darunter versteht man alle

nichtbaierischen, werden nach ihrer Festnahme mit einem „B“ gebrandmarkt. Verlassen sie nicht

innerhalb von vier Tagen das Land, droht ihnen die Todesstrafe.

25. Januar 1802 – Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

Kurfürstentum Baiern * Das kurfürstliche Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

beginnt mit der Feststellung,       dass die Bettelorden die „Fortpflanzung des Aberglaubens und

der schädlichen Irrtümer“ begünstigen und   die Entstehung und Entwicklung „richtiger Begriffe

der moralischen Bildung im Volke“ verhindern,   weshalb die fortdauernde Existenz der

Mendikantenklöster zwecklos und schädlich für die Bürger ist.        In Altbaiern sind davon

einundneunzig derartige kirchliche Einrichtungen betroffen. In München sind folgende Bettelorden

betroffen: Kapuziner, Franziskaner, Karmeliten, Karmelitinnen, die Benediktinerinnen am

Lilienberg , die Paulanerinnen im Lilienthal und das Pütrichkloster.     Zur zweckmäßigen

Einrichtung der Bürger- und Landschulen wird ein Schulfonds eingerichtet, der aus dem

Vermögen der aufgehobenen Orden gebildet wird, da es an anderweitigen staatlichen Mitteln

mangelt.    Zur sofortigen Verminderung der Insassen werden       alle Ausländer, das heißt, die

nicht in Pfalzbaiern geborenen Klostermitglieder, in ihre Heimat geschickt,   die Laienbrüder in die

Prälatenklöster versetzt und   Kleriker, die noch keine Profeß abgelegt haben, entlassen.  

Neuaufnahmen und das Überwechseln von Ordensangehörigen in andere Klöster wird streng

untersagt.   Priestermönche können unter bestimmten Voraussetzungen in den

Weltpriesterstand übertreten, was dem Staat die Pensionskosten einsparen hilft.   Alle

übrigbleibenden Klosterindividuen sollen in Zentralklöster - in Wirklichkeit Aussterbeklöster - ihres

Ordens verbracht werden.   Außerdem ist den Franziskanern künftig nur noch Predigt und

Beichthören in der eigenen Ordenskirche erlaubt, jedoch keinerlei Seelsorgeaushilfe.   Dazu

unterstehen sie der verschärften Aufsicht der zuständigen Landrichter.      Als Unterhalt für die

Franziskaner setzt man, da ihnen das Almosensammeln verboten worden ist, jährlich 125 Gulden

fest, zahlbar aus dem Vermögensfonds der nichtständischen Klöster.       Der Inhalt des

Aufhebungsdekretes wird öffentlich nicht bekannt gemacht.   Die ganzen Vorbereitungen der

staatlichen Klosteraufhebungen laufen bis zur Ausführung im Wesentlichen geheim.   Das

verstärkt die Unsicherheit und lässt jede Gegenwehr erlahmen.   Ebenfalls besteht Unkenntnis

über die Befugnisse der eingerichteten Spezialkommission.       Ausgenommen vom

kurfürstlichen Aufhebungs-Dekret der Bettelordensklöster sind - aufgrund ihrer Tätigkeit in der
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Krankenpflege beziehungsweise im Schulwesen - die Klöster der Barmherzigen Brüder sowie

der Englischen Fräulein und der Elisabethinerinnen. Das Kloster der Ursulinen in München wird

mit den Nonnen de Notre Dame in Nymphenburg vereinigt.    In der Haupt- und Residenzstadt

München gibt es nur ein ständisches Kloster: das Klarissen-Kloster zu Sankt Jakob am Anger.

25. Februar 1802 – Auflösung des ältesten Mönchskonvents der Stadt

München-Graggenau * Aufhebungskommissar Graf Philipp von Arco ist mit der Auflösung des

ältesten Mönchskonvents der Stadt beauftragt worden. Ein genaues Inventar des

Franziskaner-Klosters ergibt ein recht bescheidenes Kapitalvermögen. Umfangreich war

hingegen der Bestand an Kunstwerken zur Ausstattung der Kirchen mit nicht weniger als

fünfundzwanzig Altären.    Die Aufnahme des Personalbestandes ergibt,       dass im Hauptkloster

Sankt Anton dreißig Patres, drei Kleriker und vierzehn Laienbrüder leben,   im Hospiz am

Anger sind vier Patres und ein Laienbruder,   im Hospiz Josephsburg drei Patres und ein

Laienbruder untergebracht.    Einen Laienbruder schickt man als Ausländer in seine Heimat

Berchtesgaden zurück. Vier weitere Ausländer lässt man aus triftigen Gründen vorübergehend im

Kloster.    Für einen nicht transportfähigen alten und kranken Pater setzt sich Graf Arco

nachdrücklich ein: „Ihn seinem Schicksal überlassen, hieße der ganzen Klosteraufhebung den

Stempel der Grausamkeit aufdrücken und würde eine üble Wirkung bei dem Volke

zurücklassen“.    Fünf Laienbrüder werden in Abteien verwiesen, die übrigen Franziskaner sollen

möglichst bald nach Ingolstadt gebracht werden.      Die Ordensmänner wissen zwar, dass ihr

Kloster aufgehoben wird, darüber hinaus sind ihnen aber weder der genaue Zeitpunkt noch die

besonderen Umstände mitgeteilt worden.

25. Februar 1802 – Es ergeht eine wichtige Instruktion zur Klosteraufhebung

München-Graggenau * Es ergeht eine weitere wichtige Instruktion zur Klosteraufhebung. Sie ist

unmittelbar für das Franziskanerkloster St. Anton in München bestimmt, wird aber

richtungweisend für die tatsächliche Durchführung der Klosteraufhebungen.    Sofort nach Erhalt

der Instruktion muss sich Graf Arco in das Kloster begeben, das Bargeld zählen und das übrige

Klostervermögen feststellen. Anschließend haben sich alle Klostermitglieder im Refektorium zu

versammeln, wo ihre Personalien, Beschäftigungen und besonderen Einsätze schriftlich

festgehalten werden. Bei diesem überfallartigen Vorgehen geht es um Geld und sonstiges für die

Staatskasse interessantes Vermögen und um weitere Einsparungen für den Staat.    Dem

Kommissar ist eingeschärft worden, „diesen Auftrag in der vorgeschriebenen Ordnung mit allem

Eifer, Schnelligkeit und der Sache angemessenen Anstand in Vollzug zu bringen“. Die
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Ergebnisse gehen an die Spezial-Klosterkommission.    Der weitere Inhalt der Instruktion lautet

kurz gefasst:       Alle Ausländer sind umgehend in ihre Heimat zu schicken; sie erhalten 25

Gulden Zehrgeld und einen Reisepass; aber Abreisetag und Reiseroute werden genau

festgelegt.    Wer gesund und nicht zu alt ist, muss drei Tage nach der Mitteilung auswandern;

nur einige Alte und Gebrechliche erhalten Aufschub bis April.    Das Sammeln auf der Reise ist

den Mönchen strengstens verboten.      Alle inländischen Laienbrüder, die in das bürgerliche

Leben zurückkehren wollen, erhalten zum Auszug 25 Gulden und die nötigen Kleider.      

Diejenigen, die den Ordensstand nicht verlassen wollen, sind - bis auf wenige, die noch zu den

nötigsten Hausarbeiten als Gärtner, Köche, in der Brauerei und so weiter benötigt werden - auf

die oberpfälzischen oder baierischen Prälatenklöster als Konventdiener oder Pfründner zu

verteilen.   Die nach Abzug der Kranken und Ausländischen verbliebenen sieben Laienbrüder des

Münchener Franziskanerklosters sind in ständische Abteien zu schicken.      Die kurfürstliche

Verordnung gibt auch Anweisung über den möglichen Rücktritt von Priestermönchen der

Mendikantenorden in den Weltpriesterstand.       Diese Mönche müssen sich einer Prüfung durch

die Spezial-Klosterkommission unterziehen. Dabei werden weniger ihre theologischen Kenntnisse

begutachtet, sondern vielmehr festgestellt, „ob die Austretenden auch im Sinne der

Staatsauffassung genügend aufgeklärt“ sind.    Haben die Aspiranten ihre Prüfung bestanden,

erhalten sie von der Kommission die Erlaubnis zum Überwechseln mit einer jährlichen Pension

von 125 Gulden.

1803 – Das heutige Stadtgebiet gehört zu vier verschiedenen Gerichtsbezirken

München * Das heutige Stadtgebiet gehört - neben dem Münchner Burgfrieden zu vier

verschiedenen Gerichtsbezirken, den Landgerichten       Dachau,   Starnberg,   Wolfratshausen

und   Kranzberg sowie   der als Ausland geltenden Grafschaft Ismaning.

1. Mai 1808 – Die Konstitution für das Königreich Baiern tritt in Kraft

München * Die Konstitution des Königreichs Baiern&nbsp;tritt in Kraft. Die erste einheitliche

Verfassung des Königreichs Baiern besteht aus 45 Paragraphen, die auf acht Seiten Platz finden.

&nbsp;    Nach der Auflösung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation&nbsp;und dem

großen Gebietszuwachs, den Baiern erfahren hat, ist es notwendig geworden, das Recht zu

vereinheitlichen und die Rechtsgleichheit in den verschiedenen Landesteilen herzustellen. Nur

Altbaiern war, bis auf wenige Enklaven, ein geschlossenes Staatsgebiet. Ansonsten gleicht das

neue Baiern mit seiner Anhäufung von Besitzungen verschiedener Fürsten, Grafen, Herren und

Ritter eher einem Fleckerlteppich.&nbsp;    Baiern muss nun zusammenwachsen und nach
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einheitlichen gesellschaftlichen und verwaltungsrechtlichen Grundsätzen regiert werden. &nbsp;  

    Damit werden „alle besonderen Verfassungen, Privilegien, Erbämter und Landschaftliche

Korporationen der einzelnen Provinzen“ aufgehoben. &nbsp;   Die Verfassung garantiert die

Gleichheit aller vor dem Gesetz und den Steuerbehörden sowie beim Zugang zu den

Staatsämtern. &nbsp;   Die Rechte des Adels werden darin eingeschränkt und deren bisherigen

politischen Vorrechte ausdrücklich abgelehnt. In einer neu eingeführten „Adelsmatrikel“ muss der

Adelstitel erst staatlich anerkannt werden. &nbsp;   Die Leibeigenschaft&nbsp;wird ersatzlos

abgeschafft.   Die Sicherheit des Eigentums wird ebenso gewährleistet, wie die

Gewissensfreiheit&nbsp;und die Pressefreiheit.&nbsp;Letztere wird allerdings durch Gesetze

teilweise wieder eingeschränkt.   Das Gesetz sieht ein stehendes Volksheer&nbsp;und eine

Bürgermiliz&nbsp;vor.      Mit 21 Jahren muss jeder Staatsbürger&nbsp;vor der Verwaltung

seines Kreises&nbsp;einen Eid ablegen, dass er „der Konstitution und den Gesetzen gehorchen -

dem König treu sein wolle“. Ohne ausdrückliche Erlaubnis des Monarchen darf kein

Staatsbürger&nbsp;auswandern oder ins Ausland reisen.&nbsp;    Zum „Königlichen Hause“ wird

in der Konstitution&nbsp;festgelegt,       dass die Krone erblich ist „in dem Manns-Stamme des

regierenden Hauses, nach dem Rechte der Erstgeburt und der agnatisch-linealischen Erbfolge“.  

Die Prinzessinnen sind für immer von der Regierung ausgeschlossen, so lange noch männliche

Nachkommen vorhanden sind.   Sämtliche Familienmitglieder des königlichen Hauses stehen

unter der Gerichtsbarkeit des Monarchen, und können bei Verlust Ihres Erbfolge-Rechts nur mit

dessen Einwilligung zur Ehe schreiten. &nbsp;      Nach den Bestimmungen der

Konstitution&nbsp;besteht zur Verwaltung des Königreiches Baiern&nbsp;       das

Ministerium&nbsp;aus fünf Departements,&nbsp;dem des Äußeren, der Justiz, der Finanzen, des

Inneren&nbsp;und des Kriegswesens. &nbsp;   Zudem teilte sie das Königreich in

Kreise&nbsp;ein, um so einen einheitlichen Beamten- und Verwaltungsstaat zu schaffen.   Auch

das Justiz- und Militärwesen werden neu organisiert. &nbsp;      Ein Parlament&nbsp;ist in Form

einer National-Repräsentation&nbsp;vorgesehen, kommt aber nicht zustande. &nbsp; 

Gleichwohl werden die Vertretungen der einzelnen Teilgebiete des Königreichs mit Inkrafttreten

der Verfassung abgeschafft. &nbsp;       Die National-Repräsentanten sollten für die Dauer von

sechs Jahren gewählt werden. &nbsp;   Dazu sollten in jedem der acht Kreise,von den 200

höchstbesteuerten „Land-Eigenthümern, Kaufleuten und Fabrikanten“ von Wahlmännern sieben

Mitglieder gewählt werden. Diese 56 Gewählten hätten dann die

Reichs-Versammlung&nbsp;gebildet. &nbsp;      Durch die Einführung der

Konstitution&nbsp;verhindert Minister Maximilian Joseph von Montgelas, dass der auf Napoléon

Bonapartes Drängen geschlossene Rheinbund&nbsp;die Souveränität des Königreichs

Baiern&nbsp;zu stark einschränkt.

1. Oktober 1813 – Das Allgemeine Strafgesetzbuch tritt in Kraft
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München * Das von Anselm von Feuerbach verfasste Allgemeine Strafgesetzbuch tritt in Kraft.

Das Gesetzeswerk gilt als fortschrittlich und wird zum Vorbild im In- und Ausland. 

1. Februar 1817 – Kronprinz Ludwig fordert die Absetzung Montgelas

München * König Max I. Joseph kehrt von einem fast achtwöchigen Wien-Aufenthalt zurück. Er

erhält von seinem Marschall&nbsp;Carl Philipp Fürst von Wrede anstatt des üblichen Rapports

über das, was sich in der Abwesenheit des Königs zugetragen hat, einen Brief des Kronprinzen

Ludwig überreicht.&nbsp;    In diesem fordert der „deutschtümelnde“ Prinz die Absetzung des

Ministers Maximilian Joseph von Montgelas, weil dieser „alles Vertrauen im In- und Auslande“

verloren habe und der „täglich größer werdende Zerfall der Finanzen“ immer offensichtlicher

werde. Aus Sicht Ludwigs, der Montgelas als den „eigentlichen Beherrscher Baierns“ empfindet,

muss ein neuer Geist in die Ministerien einziehen. „Männer seines Systems“ dürfen nie wieder

Minister werden.&nbsp;    Marschall&nbsp;Carl Philipp von Wrede hat die Aufgabe den König zu

dieser Entscheidung zu überreden und ihn von der unabweislichen Amtsenthebung Montgelas zu

überzeugen.&nbsp;

März 1817 – Hungerkrawalle, Magazinplünderungen und Bauernaufstände

Königreich Baiern * Eine Teuerungshysterie beginnt. Man vermutet hinter den horrenden

Getreidepreisen das Werk und die Machenschaften von Spekulanten und Wucherern. Die Folge

sind Hungerkrawalle, Magazinplünderungen und Bauernaufstände im Ausland und in Baiern. 

10. September 1817 – Die Getreidepreise steigen erneut

Königreich Baiern * Trotz der Erhöhung des Ausfuhrzolls für Getreide und Ankäufe im Ausland

steigen die Getreidepreise erneut. Kapitalkräftige Bauern, Bäcker und Getreidehändler machen in

kürzester Zeit ein Vermögen. 

28. Januar 1831 – König Ludwig I. erlässt eine Pressezensur

München * König LudwigI. schränkt die Pressefreiheit durch starke Zensurbestimmungen für die

innenpolitische Berichterstattung in der Tages- und Wochenpresse ein.      Zuvor hatte er drei aus

dem Ausland stammende Publizisten des Landes verweisen lassen. Die Maßnahmen führen zu
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einer politischen Entrüstung der liberal eingestellten Bevölkerung, die in der Pressefreiheit ein

extrem schützenswertes Gut sieht. 

19. Juli 1833 – Die Bayern können aus dem Ausland demokratische Zeitungen beziehen

München * Die Beförderung der Post hat für Monarchen wie Ludwig I. einen sehr unerwünschten

Effekt. Denn nun können die Bayern aus dem Ausland Zeitungen beziehen, die liberales und

demokratisches Gedankengut transportieren.    Das wachsende Informationsbedürfnis der

Untertanen steigt und stellt die Regierung vor immer neue Probleme, da die herkömmlichen Mittel

der Zensur nicht mehr greifen. Wie schwierig die Situation für die reaktionäre bayerische

Verwaltung ist, zeigt die Anweisung an die Postämter, wonach schweizerische und französische

Zeitungen vor der Auslieferung an die Zensurbehörde zu geben sind.

1. Juli 1834 – Gemeindeeingeborene, sonstige Inländer und Ausländer

Königreich Bayern * Durch das neue Ansässigmachungs- und Verehelichungsgesetz

unterscheidet man jetzt zwischen         Gemeindeeingeborenen sowie   sonstigen Inländern und  

Ausländern. 

23. April 1838 – König Ludwig I. lässt die Zensur ausweiten

München * Der Gipfel der presse- und postfeindlichen Maßnahmen wird erreicht, als König

Ludwig I. die Zensur ausweitet und die Zulassung einer Zeitung so ändert, dass alle Zeitungen

die unangenehm aufgefallen sind, nicht mehr von der Post ausgeliefert werden dürfen. Das heißt,

ihnen das sogenannte Postdebit zu verweigern oder nachträglich zu entziehen.    Durch den

Gebrauch des Postdebits als Zensurmaßnahme macht sich Bayern in ganz Europa zum Gespött

der Presse. Die Furcht des Königs vor den Zeitungen ist freilich berechtigt. Sein autokratisches

Regiment ist ein beliebter Stoff für die deutsche und ausländische Presse.

1839 – Simon Freiherr von Eichthal muss die Lederfabrik mehrmals erweitern

Untergiesing * Die Nachfrage nach lackiertem Leder ist - sowohl im Inland, wie auch im Ausland -

so enorm hoch, dass der neue Besitzer, der Hofbankier und Großspekulant Simon Freiherr von

Eichthal, die Untergiesinger Lederfabrik in den Jahren von 1839 bis 1865 in mehreren Schritten
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erweitern lassen muss.

9. September 1841 – Ritter Maffei bittet den König zur Namensgebung seiner Lokomotive

München * Joseph Anton von Maffei vertritt gegenüber König Ludwig I. die Auffassung, dass es

notwendig ist, „alles Eisenbahnmaterial im eigenen Land herzustellen, um unabhängig vom

Ausland zu werden“. Er habe zu diesem Zweck das Lindauer'sche Hammerwerk, eine

Eisenschmiede mit kleinem Walzwerk, erworben und zu einer Maschinenfabrik mit Gießerei und

Kesselschmiede umgestaltet. Dort, in der Hirschau, stünde seine erste, mit eigenen Mitteln

erbaute Lokomotive vor der Vollendung. Und weil er die Maschine auch verkaufen will, bittet er

den König - in einer peinlich unterwürfigen Sprache - zur Namengebung der Lokomotive:  „Euer

Königliche Majestät wollen den in meiner Werkstätte erbauten ersten Bayerischen Dampfwagen

den Namen Allergnädigst zu bestimmen geruhen.Indem ich der Gewährung dieses

allerunterthänigsten Gesuchs von Eurer Königlichen Majestät Huld und Gnade entgegenharre,

erstrebe ich allertiefster Ehrfurcht Euer Königlichen Majestätallerunterthänigst treugehorsamster

Joseph Anton von Maffei“.

31. Dezember 1860 – Im Eisenwerk Hirschau sind 465 Lokomotiven entstanden

München-Englischer Garten - Hirschau * Im Eisenwerk Hirschau von Joseph Anton von Maffei

sind 465 Lokomotiven entstanden. Davon fanden 129 einen Käufer im Ausland.

1880 – Der Steyrer Hans zeigt seine „Kunststücke“ auch im Ausland

München - Paris - Amsterdam * Der Steyrer Hans dehnt seine Gastauftritte auch auf das Ausland

- nach Paris und Amsterdam - aus. Das ist zwischen 1880 bis 1885. Engagements in Amerika

reizen den bayerischen Herkules ebenso,  doch scheitern diese Reisen an der Furcht des

Kraftmenschen vor einer Seekrankheit. Also bleibt er auf dem europäischen Kontinent und zeigt

hier seine „Kunststücke“.

1883 – Ernst Philipp Fleischer studiert in München

München * Ernst Philipp Fleischer erhält seine künstlerische Ausbildung zunächst in Dresden bei

Julius Schnorr von Carolsfeld, ab 1883 in München bei Wilhelm Diez und Karl von Piloty, dem
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damaligen Direktor der Münchner Akademie, sowie in Berlin bei Karl Gussow.     Wie viele seiner

Zeitgenossen unternimmt auch er ausgedehnte Studienreisen ins Ausland. In Venedig hielt er

sich längere Zeit auf.

31. Dezember 1885 – München hat 262.000 Einwohner. Viele sind zugezogen.

München * München hat 262.000 Einwohner.        Nur 37 Prozent sind eingeborene Münchner.

Die anderen sind aus Bayern zugezogen.    6 Prozent kommen aus anderen deutschen Länder, 4

Prozent aus dem Ausland, überwiegend aus Österreich und Ungarn. 

16. Mai 1886 – Die erste Profi-Radrennbahn der Welt auf dem Schyrenplatz

München-Untergiesing * Auf dem Schyrenplatz geht die erste Profi-Radrennbahn der Welt in

Betrieb. Bei der Eröffnung der 500 Meter langen Bahn mit den überhöhten Kurven beeindrucken

drei „Geldpreisfahrer“ aus dem Ausland mit ihren außergewöhnlichen Leistungen.

1898 – Die Münchner Architektur ist auch im Ausland ein Qualitätsbegriff

München * Um die Jahrhundertwende ist die Bezeichnung Münchner Architektur auch im Ausland

ein Qualitätsbegriff. Speziell zwei Gebäudetypen werden dabei zu einem beliebten Exportartikel:

der Bierpalast und das Schulhaus.    Natürlich ist die Konzeption des Schulhausbaues eine

langjährige Entwicklung, doch mit Carl Hocheders Volksschule am Kolumbusplatz ist der

vorläufige Höhepunkt erreicht. Schulgärten, Brausebäder und die Turnsaalanbauten sind feste

Bestandteile in den Volksschulen. Schulküchen, Schulwerkstätten und Horte werden bei Bedarf

eingefügt. Die Bauform ergibt sich durch Aneinanderschieben der L-förmigen Jungen- und

Mädchentrakte. An der Gelenkstelle entstehen die übereinanderliegenden Turnsäle.

27. Januar 1900 – Europäische Einrichtungen wollen vor den Boxern geschützt werden

Shandong - China * Die Kolonialmächte fordern die chinesische Regierung auf, europäische

Einrichtungen vor den Boxern zu schützen.    Im Frühjahr und Sommer 1900 führen Attacken der

sogenannten Boxerbewegung gegen Ausländer und chinesische Christen zu einem Krieg

zwischen China und den Vereinigten acht Staaten, die sich zusammensetzten aus dem

Deutschen Reich, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Österreich-Ungarn, Russland und
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den USA.    Getragen wird der Boxeraufstand von den Verbänden für Gerechtigkeit und

Harmonie. Die Boxer bekämpfen den europäischen, US-amerikanischen und japanischen

Imperialismus. Die Bezeichnung Boxer bezieht sich auf eine traditionelle chinesische

Kampfkunstausbildung, die sich selbst als Yihetuan, also Verband für Gerechtigkeit und

Harmonie, nennt. Bei den Boxern handelt es sich um eine soziale Bewegung die sich zwischen

1898 und 1900 als unmittelbare Reaktion auf die Krisenstimmung gegen Ende des 19.

Jahrhunderts gebildet hatte.    Ihr ursprünglicher Schwerpunkt lag in der Provinz Shandong, wo

das Deutsche Reich“einige Bergbau- und Eisenbahnkonzessionen besaß. Im Frühjahr und

Sommer 1900 breitet er sich dann über weite Teile Nordchinas aus.    Die Boxer machen die

Ausländer und die chinesischen Christen für die Störungen der natürlichen Umwelt und der

sozialen Harmonie verantwortlich. Sie fordern die Beseitigung der Feinde Chinas mit Gewalt, um

die Harmonie wieder herzustellen und treten dabei als Unterstützer der herrschenden

Quing-Dynastie auf. Eine ihrer Parolen lautet: „Unterstützt die Quing und vernichtet die

Fremden.“ 

27. Februar 1900 – Die Fußball-Abteilung des FC Bayern München wird gegründet

München * Die Fußball-Abteilung des FC Bayern München wird gegründet. Während sich

innerhalb des Turnvereins München von 1860 - wie er damals noch hieß - eine eigene

Fußballriege herausbilden kann, die den aus England kommenden Association Football pflegen,

ist die Geburt des Fußballclubs Bayern München etwas komplizierter.    Zwar entstammen die

Fußballer dem Männerturnverein von 1879 - MTV, der sich schon sehr früh dieser Sportart

geöffnet hat und die Spiel- und Trainingsmöglichkeiten fördert. Zur Abspaltung der

Fußball-Abteilung vom MTV 1879 kommt es aber, nachdem sich        die Deutsche

Turnerschaft gegen diese ausländische Kampfsportart ausspricht,   eine Doppelmitgliedschaft im

Verband Süddeutscher Fußballvereine ablehnt und   dem Männerturnverein von 1879 eine solche

untersagt.      Daraufhin treten die Fußballer aus ihrem bisherigen Verein aus und gründen den

Fußballclub Bayern München, der die Landesfarben weiß-blau als Clubfarben übernimmt.

15. April 1900 – Kaiserwitwe Cixi und die „Boxer“ als Verbündete gegen die Ausländer

Shandong - China * Die „Boxer“ werden offiziell verboten. Da sich jedoch reguläre kaiserliche

Truppen mit ihnen verbünden, lässt sich das Verbot nicht durchsetzen. Nun ändert die

Kaiserinwitwe Cixi und ein Teil der hohen Beamtenschaft erneut ihre Meinung und beginnen, in

den „Boxern“ Verbündete gegen die Ausländer zu sehen. 
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18. Mai 1900 – Die sogenannten Boxer beginnen ihre Attacken gegen Ausländer

Provinz Shandong - China * Die sogenannten Boxer beginnen ihre Attacken gegen

Ausländer sowie gegen die an die Küste führenden Bahnlinien. Ausschreitungen fordern alleine

an diesem 18. Mai 73 Todesopfer. 

1905 – Aufstieg zu einer der größten Münchner Aktienbrauereien

München-Haidhausen * Die Bürgerbräu AG steigert ihren jährlichen Bierausstoß auf rund

230.000 Hektoliter und entwickelt sich zu einer der größten Münchner Aktienbrauereien. Bald

nimmt sie unter den Aktienbrauereien der Stadt den zweiten Rang ein.   Einen wesentlichen

Anteil am Erfolg hat das Exportgeschäft. Rund die Hälfte der Bierproduktion geht ins Ausland.

Damit verfolgt die Bürgerbräu AG ähnlich wie die Löwenbräu AG eine ausgeprägt internationale

Absatzstrategie.   Um ihre wachsenden Absatzmärkte zu bedienen, unterhält die Brauerei um die

Jahrhundertwende neben München bereits Flaschenabfüllstationen in Verona, Frankfurt am Main

und Hamburg. Der ehemalige Zengerbräu hat sich damit innerhalb weniger Jahrzehnte von einer

traditionellen Münchner Brauerei zu einem überregional und international tätigen

Großunternehmen entwickelt.

25. August 1913 – Prinzregent Ludwig lädt die Bundesfürsten in die Befreiungshalle

Kelheim * Die 22 deutschen Bundesfürsten treffen sich nach Einladung durch Prinzregent Ludwig

[III.] bei der Befreiungshalle in Kelheim. Die Befreiungshalle war am 18. Oktober 1863, dem 50.

Jahrestag der Völkerschlacht bei Leipzig, der Öffentlichkeit übergeben worden und stellt ein

Wahrzeichen des deutschen Patriotismus dar.    Gefeiert wird die endgültige Vertreibung

Napoleons aus Deutschland vor einhundert Jahren. Es ist eine glänzende patriotische Feier, die

zum ersten - und zum letzten - Mal alle regierenden Fürsten Deutschlands zusammenführt. Es ist

sozusagen das „Totenfest des deutschen Monarchismus“.    Prinzregent Ludwig preist die

Verdienste seiner Wittelsbacher Vorfahren um das deutsche Nationalbewusstsein und lobt das

immer mehr erstarkte „Gefühl der Zusammengehörigkeit aller Teile des Reichs in Freud und

Leid“. Er warnt zugleich: „Wer gleichwohl im Auslande je mit der Uneinigkeit, der Eifersucht der

Reichsglieder rechnet, wird diese Rechnung grausam enttäuscht sehen.“ 

21. März 1914 – Rosa Luxemburg spricht im Münchner-Kindl-Keller
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München-Au * Rosa Luxemburg hält im brechend vollen Münchner-Kindl-Keller eine mitreißende

Rede zum Thema „Militarismus und Volksfreiheit“. Sie fordert auf, die Waffen nicht gegen die

ausländischen Klassenbrüder zu erheben und das Wettrüsten zu stoppen. Die Sozialdemokraten

gehen zu diesem Zeitpunkt noch davon aus, dass der Krieg zu verhindern ist.     Rosa Luxemburg

sagt: „Wenn ein Mann von Blut und Eisen wie Bismarck trotz Ausnahmegesetz nicht mit uns fertig

geworden ist, wie wollen das die Knirpse fertig bringen, die heute an der Spitze stehen!“

26. Juli 1914 – Die Angst vor ausländischen Spionen hat um sich gegriffen

München * Die „Spionitis“, die Angst vor ausländischen Spionen, hat um sich gegriffen. Die

Polizei ruft - vergeblich - zur Zurückhaltung auf. Ausländisch aussehende oder ausländische

Kleidung tragende Passanten werden zum Teil tätlich angegriffen. Ausländer verlassen fluchtartig

die Stadt. 

31. Juli 1914 – Ausfuhrverbot von Futtermitteln, Tieren und anderer Waren

Berlin * Gleichzeitig mit der Kriegserklärung erlässt der deutsche Kaiser das „Verbot der Ausfuhr

von Nahrungsmitteln aller Art ins gegnerische Ausland“. Damit dürfen nur noch neutrale und die

verbündeten Länder Österreich, Ungarn und Türkei sowie die deutschen Truppen im Ausland mit

Bier beliefert werden.      Das Versandbuch der Paulanerbrauerei macht diese Krise des Exportes

deutlich sichtbar. Erst nach beiden Weltkriegen können die Münchner Brauereien in den 1970er

Jahren wieder Exportzahlen wie um 1900 erzielen. 

1. August 1914 – Der Post- und Telefonverkehr wird massiv eingeschränkt

Deutschland * Sämtlicher Post- und Telefonverkehr wird massiv eingeschränkt. Private

Telefongespräche ins Ausland und in einige Grenzgebiete sind nicht mehr möglich. Briefe ins

Ausland und in bestimmte Schutzgebiete dürfen - zur einfacheren Überprüfung - nur mehr

unverschlossen versandt werden. 

1. August 1914 – Ein Ausfuhrverbot weiterer Lebensmittel wird erlassen

Berlin * Ein Ausfuhrverbot weiterer Lebensmittel wie Kaffee, Salz, Zucker und Bier wird erlassen.

Damit dürfen nur noch neutrale und die verbündeten Länder Österreich, Ungarn und Türkei sowie
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die deutschen Truppen im Ausland mit Bier beliefert werden. 

2. August 1914 – Ausländische Studenten verlassen die Universitätsstadt München

München * An den Münchner Hochschulen, wozu die Ludwig-Maximilians-Universität, die

Technische Hochschule, die Königliche Akademie der Künste und die Königliche Akademie der

Tonkünste gehören, sind    412 Studierende aus Österreich-Ungarn,  376 aus Russland und  50

Studenten aus dem Königreich Serbien eingeschrieben.      Diese verlassen die Stadt - aus

unterschiedlichen Gründen - umgehend. 

18. August 1914 – Die japanischen Studenten haben München verlassen

München * Nachdem die Studierenden aus dem befreundeten und aus dem feindlichen Ausland

die Stadt gleich zu Kriegsbeginn verlassen haben, fallen jetzt die Studenten aus Japan im

Straßenbild besonders auf.      „Die ziemlich zahlreichen Gelbgesichter mit ihren Schlitzaugen

belebten mit eigenartigem Reiz das Bild des hiesigen Straßenpublikums. Die mittelgroßen

Leutchen kamen meist sehr gesetzt einher, mit goldener Brille im ernsten Antlitz; waren stets zu

zweit oder dritt oder hatten eine deutsche Freundin bei sich; studierten fleißig, beobachteten

fleißig, zeigten aber nirgends ein aufdringliches oder lärmendes, eher ein fast bescheidenes,

immer freundliches Wesen und waren darum mehr ein exotisches als störendes Element. Sie

waren in gewissen Kreisen sogar wohlgelitten. - Ihr plötzliches Verschwinden befremdet“. 

22. Februar 1918 – Das Kriegsministerium kategorisiert die Streikleitungen

München * Das bayerische Kriegsministerium unterscheidet in seiner Analyse die Streikleitungen

in       „Führer, die den unabhängigen Sozialdemokraten angehörend, in unmittelbarer Verbindung

mit Norddeutschland, vielleicht auch mit dem Ausland stehen und revolutionäre Umtriebe ins

Land hereinbringen.   „Den einheimischen Führern der gemäßigten Sozialdemokratie. […] Sie

haben die Bewegung bisher vielfach in besonnene Bahnen gelenkt, vertreten aber natürlich aus

parteitaktischen Gründen den Demonstrationsstreik als ein zuverlässiges politisches Mittel.    

„Der Masse der beteiligten Arbeiterschaft, die unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen jeder

verhetzenden Einwirkung besonders zugänglich ist.“      Und weiter schlägt das Kriegsministerium

vor:   „Führer der unter 1) bezeichneten Art sind, wenn irgend möglich, aus ihrer Umgebung zu

entfernen und zwar solche, die sich eines Vergehens oder Verbrechens schuldig oder dringend

verdächtig gemacht haben durch polizeiliche vorläufige Festnahme und Erwirkung eines

Münchner Zeitensprünge Seite 15/27



richterlichen Haftbefehls – Wehrpflichtige durch Einberufung, Versetzung, Abstellung ins Feld -,

Nichtbayern durch Aufenthaltsverbot auf Grund Art. 42 des Kriegszustandsgesetzes.“ 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 

14. September 1918 – Kaiser Karl möchte einen Frieden unter Erhaltung der Monarchie

Wien * Der österreichisch-ungarische Kaiser Karl bietet den Entente-Mächten nach vier

Kriegsjahren und über einer Million Toten Friedensverhandlungen unter Erhaltung der Monarchie

an.    „Die österreichisch-ungarische Regierung hat beschlossen, allen Kriegführenden, Freund

und Feind, einen von ihr für gangbar gehaltenen Weg zu weisen und ihnen vorzuschlagen, im

freien Gedankenaustausch gemeinsam zu untersuchen, ob jene Voraussetzungen gegeben sind,

welche die baldige Einleitung von Friedensverhandlungen als aussichtsvoll erscheinen lassen. Zu

diesem Behufe hat die k. und k. Regierung die Regierungen aller kriegführenden Staaten zu einer

vertraulichen und unverbindlichen Aussprache an einem Orte des neutralen Auslandes

eingeladen und an sie eine in diesem Sinne verfaßte Note gerichtet.“ 

25. November 1918 – Kurt Eisner will Karl Liebknecht von seiner Friedensinitiative überzeugen

Berlin * Unmittelbar vor der Ministerpräsidenten-Konferenz trifft sich Kurt Eisner mit dem Führer

des Spartakusbundes, Karl Liebknecht, in Berlin, um ihn zur Unterstützung seiner

Friedensinitiative gegenüber den Alliierten zu überzeugen.  Liebknecht lehnt das Ansinnen ab, da

er weder im Inland noch im Ausland mit Kapitalisten verhandeln will. Für die Spartakisten kommt

die Einführung des Sozialismus erst dann in Frage, wenn alle Strukturen des ehemaligen

Obrigkeitsstaates restlos zerstört sind.
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28. November 1918 – Ministerpräsident Eisner will das alte System abschaffen

München * Gegenüber den Münchner Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten äußerte sich Kurt

Eisner so: „Ich kam nach Berlin als Vertreter Bayerns und sah da zu meiner großen

Überraschung, dass in Berlin die Konter-Revolution nicht droht, sondern dass sie ruhig regiert.

Die Konter-Revolution regiert in Berlin ganz gemütlich, als ob nichts geschehen wäre. […]   Wir

können nicht mit dem alten System weiterarbeiten. […] Was im Auswärtigen Amt sitzt, ob es nun

alldeutsch ist, oder ob es […] für den Verständigungsfrieden gewirkt hat, das ist ganz gleich,

diese Herren sind Vertreter des alten Systems und in ihren Händen ist noch der gesamte Apparat

der öffentlichen Meinung, der Presse des In- und Auslandes. Der funktioniert noch genauso wie

während des Krieges.“ 

28. Dezember 1918 – Die Ziele der Konferenz der Süddeutschen Staaten

Stuttgart * Die noch anwesenden Ministerpräsidenten Anton Geiß aus Baden, Wilhelm Blos aus

Württemberg und Carl Ulrich aus Hessen verhandeln mit den bayerischen Innenminister Erhard

Auer weiter. Die Konferenz beschließt,       dass das Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen

Form erhalten bleibt,   dass separatistische Bestrebungen ausdrücklich abgelehnt werden,   dass

das Deutsche Reich auf föderalistischer Grundlage aufgebaut,   dass eine aktionsfähige

Regierung und Nationalversammlung gewählt und   dass ein schneller Frieden angestrebt wird.    

 Zur Umsetzung der Ziele beschließt man       die Bildung einer Süddeutschen Kommission,   eine

Blockbildung bei zukünftigen Ministerpräsidenten-Konferenzen und   den gemeinsamen Einkauf

von Lebensmitteln im Ausland.      Über den weiteren Umgang mit und über die künftige Rolle der

Hegemonialmacht Preußen werden keine Positionen entwickelt. Man ist nur einig, dass Preußen

in seiner bisherigen Form nicht weiter bestehen kann. Forderungen nach Zerschlagung Preußens

werden nicht gestellt.    Die beschlossene Süddeutsche Konferenz wird nie zusammen treten. 

27. Januar 1919 – Anton Graf Arco will gegen Kurt Eisner plakatieren

München * Anton Graf Arco auf Valley, der spätere Eisner-Mörder, will mit einem Aufruf die

Bevölkerung aufrütteln: „Wer ist Bayerns Vertreter im Reich? Wer greift dem Willen des

Bayernvolkes, der durch den Landtag vertreten wird, durch Staatsgrundgesetz? [sic!] Wer macht

unser so geachtetes Volk durch kinderhafte politische Manöver im Deutschen Reich und im

Ausland lächerlich? Kurt Eisner Ministerpräsident.“  Die Plakatierung des etwas verworrenen

Pamphlets wird vom Polizeipräsidenten Josef Staimer verboten. 
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31. März 1919 – Lenkung der bayerischen Wirtschaft durch ein Zentralwirtschaftsamt

München * Die Mehrheit des Ministerrats beschließt ein Statut, das den wesentlichen

Forderungen des Philosophen und Nationalökonomen Otto Neuraths nachkommt. Diese zielen

darauf ab, die gesamte Wirtschaft des Landes durch ein Zentralwirtschaftsamt zu lenken, das

dem noch zu errichtenden Handelsministerium unterstehen soll.    Ziel ist es, mit Hilfe einer

Universalstatistik einen Überblick über die vorhandenen Produktionsmittel, die

Produktionsmöglichkeiten und den Produktionsbedarf zu gewinnen, der dann von einer

Naturalrechnungszentrale für die Erstellung von Wirtschaftsplänen ausgewertet werden soll.      

Eine Kompensationszentrale soll den unmittelbaren Warenaustausch mit dem Ausland regeln.  

Eine Rationalisierungszentrale die modernen Erkenntnisse der wissenschaftlichen

Betriebsführung nach Frederick Taylor zur Anwendung bringen, für Normierung und Typisierung

sorgen und insbesondere die Arbeits- und Berufsforschung fördern.   Eine Kontrollzentrale

soll&nbsp;die Auswirkungen der Sozialisierungsgesetzgebung auf die Wirtschaft dauernd

überprüfen.   Eine Aufklärungszentrale soll die Arbeit des Zentralwirtschaftsamtes dem Volk nahe

bringen.      Ebenfalls noch am 31. März genehmigt der Ministerrat den Personaletat für das neue

Amt. Zum Sitz des Amtes wird das Prinz-Carl-Palais bestimmt.&nbsp;

9. April 1919 – Gemäßigte Linke wollen kommunistische Führer der Räterepublik verhaften

München * Führende Männer der gemäßigten politischen Linken planen, die kommunistischen

Führer der Räterepublik und die Ausländer und Juden&nbsp;zu verhaften.&nbsp;Zusammen mit

Carl Gandorfer, dem Polizeipräsidenten&nbsp;Josef Staimer und Stadtkommandant&nbsp;Oskar

Dürr will der Volksbeauftragte der Justiz, Konrad Kübler, gegen die Kommunisten gewaltsam

vorgehen.&nbsp;

9. April 1919 – Die Kapitalflucht soll unterbunden werden

München * Ernst Tollers erste Verordnung betrifft den Bankensektor. Ein Anschlag des

Revolurionären&nbsp;Zentralrats gibt bekannt, dass „Der revolutionäre Bankrat für Baiern“ in

München Vertrauensleute bestimmt hat, die „die Auszahlung von Geldern bei den Banken zu

überwachen haben, um zu verhindern, dass landesverräterische Kapitalisten ihr Geld ins Ausland

verbringen“. Damit soll die Kapitalflucht verhindert werden.    Es dürfen nur noch Beträge bis zu

100 Mark täglich oder 700 Mark wöchentlich abgehoben werden. Von dieser Regelung

ausgenommen sind ausstehende Rechnungen, Kreditrückzahlungen und Zinstilgungen sowie

Lohnzahlungen und Zahlungen im Geschäftsverkehr von Firmen. Die zuletzt genannten müssen
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vom Betriebsrat gegengezeichnet werden.&nbsp;

12. April 1919 – Die BVP wehrt sich gegen land- und rassefremde Elemente

München * In einem von der Bayerischen Volkspartei - BVP veröffentlichten Aufruf lehnt sie „jede

Vergewaltigung des Volksganzen durch eine terroristische, von land- und rassefremden

Elementen geführte Minderheit entschieden ab und verlangt, [dass] endlich die Verhetzung weiter

Kreise durch ausländische politisierende Juden ein Ende hat“.&nbsp;

14. April 1919 – Die Regierung Hoffmann arbeitet mit Rechtsextremisten zusammen

Bamberg * Die&nbsp;Regierung Hoffmann&nbsp;setzt auf das neu eingerichtete

Propagandaministerium&nbsp;und die Zusammenarbeit mit bekennenden Rechtsextremisten. Im

Regierungsorgan Freistaat&nbsp;werden die Räteanhänger&nbsp;aufs übelste diffamiert und als

„ausländische Juden“, „land- und rassenfremde Elemente“ sowie als „Terroristen“ diffamiert.   

Ernst Toller gibt daraufhin im Auftrag des Zentralrats&nbsp;ein Flugblatt an die Bürger der

Räterepublik&nbsp;heraus.&nbsp;In diesem macht er auf die antisemitischen Hintergründe

aufmerksam und fordert die Bevölkerung zum Widerstand dagegen auf.&nbsp;

19. April 1919 – Ein Regierungs-Telegramm geht an alle Pfarrämter Bayerns

Bamberg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann lässt in seinem Auftrag auf Staatskosten vom

Bischöflichen Generalvikariat Bamberg&nbsp;folgendes Telegramm an alle Pfarrämter Bayerns

übermitteln:    „Ein Haufen von Ausländern hat sich der Hauptstadt München bemächtigt, übt

daselbst eine Schreckensherrschaft aus und bedroht von dorther die Provinzen, namentlich die

Landbevölkerung, mit Raub und Brandstiftung.&nbsp;Die rechtmäßig bestehende Regierung hat

einen Aufruf zur Bildung von Freikorps ergehen lassen.Von seinem Erfolg hängt das Wohl und

Wehe des Vaterlandes ab.&nbsp;    Wir ersuchen die Geistlichkeit, durch Hausbesuche und auch

von der Kanzel aus kräftigst dafür einzutreten, dass möglichst viele tüchtige

Gemeindeangehörige dem Rufe folgen.“

27. April 1919 – Die Zehnerkommission berichtet zur Passangelegenheit

München * Das Hofbräuhaus-Parlament tritt auch an diesem Sonntag zusammen. Die am Vortag
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gebildete Zehnerkommission berichtet den Betriebs- und Soldatenräten über das Ergebnis ihrer

Untersuchungen zur  sogenannten Passangelegenheit.     Die Pässe wurden im Auftrag von Max

Levien geholt, „um sie der Bourgeoisie zu entziehen und ihr die Flucht in das Ausland unmöglich

zu machen“. Über den Verbleib der Pässe können allerdings keine Aussagen gemacht werden. 

28. April 1919 – Die Regierungssoldaten werden indoktriniert

Freistaat Bayern * Die Regierungssoldaten werden in den Tagen vor dem Einmarsch nach

München intensiv indoktriniert. Man warnt sie davor, dass ihnen die sofortige Erschießung droht,

wenn sie den Spartakisten in die Hände fallen. Gleichzeitig erklärt man ihnen, dass jeder Feind

ein minderwertiger Ausländer sei.    Unter diesen Umständen stößt der Befehl, jeden zu

erschießen, der sich den Regierungstruppen widersetzt, auf breite Zustimmung. 

6. Mai 1919 – 21 Kolpinggesellen werden im Keller des Prinz-Georg-Palais ermordet

München-Maxvorstadt * Etwa dreißig Mit­glieder des Katholischen Gesellenvereins Sankt-Joseph

treffen sich in ihrem Vereinslokal, dem Maxkasino, in der Augustenstraße 41. Dem preußischen

Kaiser-Alexander-Garde-Grenadier-Regiment war zuvor von einem Denunzianten mitgeteilt

worden, dass dort am Abend eine Versammlung von Rotarmisten stattfindet.    Noch während

sich im Kasino die Vereinsmitglieder unterhalten, wird das „Spartakistennest“ von

Regierungssoldaten beobachtet und 25 Teilnehmer sowie der Wirt kurz vor 21 Uhr verhaftet.   

Die Möglichkeit, gegenüber den Soldaten das Miss­verständnis aufzuklären und sich zu

legitimieren, wird von diesen gewaltsam un­terbunden. Erste Gewehrkolbenhiebe gegen die

Arretierten und Zurechtweisungen sind die Folge. Mit dem Abmarsch zum Quartier des

Alexander-Regiments beginnt der weitere Leidensweg für die Gefangenen, denn bald geht die

Begleit­mannschaft dazu über, die angeblichen Spartakisten nicht nur zu beschimpfen, sondern

auch mit Pistolen und Gewehren auf sie einzuschlagen.    Nun werden die 26 katholischen

Gefangenen in das Prinz-Georg-Palais am Karolinenplatz 5 gebracht. Im Hof beginnt das

eigentliche Massaker. Sechs der Gesellen werden im hinteren Teil des Hofes gegen das Tor

eines Schuppens gestoßen. Dann eröffnen die Soldaten mit Gewehren und Pistolen das Feuer,

bis alle sechs tot sind. Die verbliebenen zwanzig Kolpinggesellen werden zum Eingang des

Kellers geführt. Dort erwischt es einen siebten Gefangenen. Er wird auf den Boden geworfen und

mit einem gezielten Pistolenschuss ermordet.    Die Übrigen werden jetzt zur Zielscheibe

sadistischer Spiele ihrer Peiniger. Man stößt sie mit Flüchen und Beschimpfungen die Treppe

zum Keller hinunter. Dort müssen sie sich mit dem Gesicht nach unten auf den Boden legen.

Dann beginnen die Erschießungen. Auf grauenhafte Weise werden 14 Kolpinggesellen ermordet.
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Wer nicht durch die Schüsse stirbt, wird mit dem Bajonett erstochen. Manche Gefangene stellen

sich tot oder sind bewusstlos.    Nur durch das Eingreifen eines hohen Offiziers wird das Morden

beendet. Nach dem Massaker werden 21 Tote in das Pathologische Institut gebracht. Unter den

Erschossenen befinden sich zwei Brüderpaare, bei zwei weiteren wird jeweils einer getötet. Zwei

Schwerverletzte werden in das Reservelazarett an der Zollstraße eingeliefert. Drei Opfer

brauchen keine Krankenhausbehandlung.    Alle Ermordeten sind eingeschriebene Mitglieder der

konservativen Bayerischen Volkspartei - BVP. Der Fall wird deshalb vor Gericht ausführlich

untersucht. Man ist jedoch von Regierungsseite geneigt, nichts mehr über den Vorfall an die

Presse zu geben. Die Folge davon ist, dass die von den Militärbehörden erstellten unwahren

Berichte überall, auch im Ausland, Verbreitung finden.     Ansonsten achten die Zensurbehörden

streng darauf, dass keine publikumswirksame Veröffentlichung über das blutige Geschehen unter

die Leute kommen können. So wird beispielsweise die Sondernummer der Süddeutschen

Illustrierten Kriminal-Zeitung vom November 1919, die darüber berichtet, sofort nach ihrem

Erscheinen beschlagnahmt. 

5. Januar 1921 – Löwenbräu und Unionsbrauerei schließen sich zusammen

München * Die Aktionäre der Löwenbräu AG stimmen der Fusion mit der Unionsbrauerei

rückwirkend zum 1. Oktober 1919 zu. Durch den Zusammenschluss entsteht eines der größten

Brauereiunternehmen Münchens. Den Vorstandsvorsitz übernimmt Friedrich Ritter von Mildner,

während Dr. Hermann Schülein die operative Entwicklung des Unternehmens maßgeblich prägt.

Joseph Schülein wird Mitglied des Aufsichtsrats.   Auslöser für die Fusion ist der weitgehende

Verlust der von Löwenbräu aufgebauten Auslandsmärkte infolge des verlorenen Ersten

Weltkriegs. Für Löwenbräu sind daher insbesondere die umfangreichen Immobilien und

Gaststätten der Unionsbrauerei von großem Wert. Zum Besitz gehören mehr als 30

Wirtschaftsanwesen, mehrere Bauplätze, ein Torfwerk in Deining sowie zwei weitere Torfwerke in

Gemeinschaft mit einer Münchner Brauerei.   Darüber hinaus verfügt die Unionsbrauerei über drei

Doppelsudwerke, moderne Mälzereien, eine umfangreiche Flaschenfüllerei und Eisfabrikation,

fünf Dampfmaschinen mit rund 800 PS sowie vollständig elektrifizierte Betriebsanlagen. Zum

Unternehmen gehören außerdem umfangreiche Lager- und Transporteinrichtungen, 34

Eisenbahnwagen und ein gut ausgestatteter Fuhrpark. Die Brauerei bringt damit erhebliche

Produktions- und Logistikkapazitäten in das neue Unternehmen ein.  Die Aktionäre der

Löwenbräu AG stimmen der Fusion mit der Unionsbrauerei rückwirkend zum 1. Oktober 1919 zu.

Durch den Zusammenschluss entsteht eines der größten Brauereiunternehmen Münchens. Den

Vorsitz des Vorstands übernimmt offiziell Friedrich Ritter von Mildner, während Dr. Hermann

Schülein die operative Leitung des Unternehmens maßgeblich prägt. 
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1. Juli 1923 – Die Münchner Edelmesse GmbH wird eine Aktiengesellschaft

Bogenhausen * Die von Friedrich Lauer in seiner Villa in der Neuberghausener Straße 11

gegründete Münchner Edelmesse GmbH wird in eine Aktiengesellschaft umgewandelt.  Sie wird

als „Ständige Musterschau Deutscher Qualitätswaren mit Großhandelsvertretung für das In- und

Ausland“ definiert. Nur geschultes, sprach- und warenkundiges Verkaufspersonal bedient die

kaufkräftige, elitäre und vornehme Kundschaft. „Kein Schund, kein Kitsch, keine Ramschware

wird zur Schau gestellt, sondern Gediegenes, Zweckentsprechendes, Echtes, mit einem Wort:

,Edles'."

1. April 1924 – Der Hitler-Ludendorff-Prozess endet

München-Neuhausen • Der Prozess gegen die Beteiligten am Hitler-Ludendorff-Putsch wird mit

einem Urteil beendet.&nbsp;       Hitler wird wegen Hochverrats zur gesetzlichen Mindeststrafe

von fünf Jahren Festungshaft und einer Geldstrafe von 200 Goldmark verurteilt, ebenso Kriebel,

Weber und Pöhner.&nbsp;   Brückner, Röhm, Pernet, Wagner und Frick erhalten wegen Beihilfe

jeweils ein Jahr und drei Monate Festungshaft sowie 100 Goldmark als Strafe auferlegt.&nbsp;  

Ludendorff wird mit der wenig glaubwürdigen Begründung, dass er keine Kenntnis von den

eigentlichen Plänen Hitlers gehabt hätte, freigesprochen.&nbsp;   Den Verurteilten Hitler, Pöhner,

Weber und Kriebel wird durch Beschluss des Volksgerichts nach Verbüßung eines weiteren

Strafteils von sechs Monaten Bewährung für den Strafrest in Aussicht gestellt.&nbsp;   Für

Brückner, Röhm, Pernet, Wagner und Frick wird diese Bewährung sofort bewilligt.&nbsp;      Die

Staatsanwaltschaft hatte für Hitler eine Strafe von acht Jahren beantragt.&nbsp;       Von der

zwingenden Ausweisung Hitlers als Ausländer nach § 9 Absatz 2 des Gesetzes zum Schutze der

Republik sieht das Volksgericht ausdrücklich ab.&nbsp;   Ebenso berücksichtigt es nicht, dass der

1922 wegen Landfriedensbruch verurteilte Hitler bereits unter Bewährung stand und ihm daher

nicht erneut Bewährung gewährt hätte werden dürfen.&nbsp;   Die Volksgerichte sind für die

ihnen zugewiesenen Fälle in Bayern erste und letzte Instanz, so dass gegen ihre Urteile keine

Rechtsmittel statthaft sind. Das Urteil ist somit sofort rechtskräftig.

1927 – Die deutsche Turbo-Seidenraupe

Berlin * In Berlin erscheint eine Broschüre mit dem euphorischen Titel: „Doch deutscher

Seidenbau! Der lohnende neue Betriebszweig“. In der Broschüre ist die Rede vom „mangelnden

Rohstoff im Lande“ und den durch Professor Pasteur besiegten Raupenkrankheiten.    Außerdem

hätten deutsche Raupenzüchter neue „Blutlinien“ hervorgebracht, die die „deutsche Raupe“ einen
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bedeutend längeren Faden spinnen lässt, als ausländische Raupen. Sozusagen die „deutsche

Turbo-Seidenraupe“. Und weiter: Es sollte unbedingt die „deutsche Edelbrut“ verwendet werden,

da von „ausländischer Brut“ eine erhebliche Infektionsgefahr ausgeht. Schließlich will man sich ja

auch die Unabhängigkeit vom Ausland bewahren. 

1933 – Die Aufgaben des Reichsfinanzhofes ändern sich

München-Bogenhausen * Die Aufgabe des Reichsfinanzhofes bestand während der Jahre von

1933 bis 1945 im Wesentlichen in der Weiterentwicklung der Steuergesetze und der Entwicklung

des Steuerrechts im Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung. Den Boykott jüdischer

Geschäfte, die Entziehung der Berufszulassungen von jüdischen ärzten und die Entfernung

jüdischer Beamten aus dem öffentlichen Dienst bezeichneten die Finanzrichter lediglich als „in

steuerlicher Hinsicht irrelevante Belästigungen“.  Mit ihren Urteilen nahmen die „furchtbaren

Juristen von der Ismaninger Straße“ entscheidenden Einfluss an der Arisierung jüdischen

Vermögens. So mussten Juden, deren Wohnung von der Gestapo“versiegelt wurden, nachdem

sie ins Ausland geflohen waren, ein Viertel ihres Vermögens als Reichsfluchtsteuer zahlen.

30. März 1933 – Faulhaber rechtfertigt die Ausschreitungen gegen die Juden

München-Kreuzviertel - Chicago * Der Münchner Erzbischof&nbsp;Michael von Faulhaber

rechtfertigt die Ausschreitungen gegen die Juden&nbsp;und schreibt dazu seinem

Amtsbruder&nbsp;George Mundelein nach Chicago:&nbsp;    „Die unwahren Berichte über

blutige Greueltaten in Deutschland, die in amerikanischen und anderen ausländischen Zeitungen

erschienen sind, und die Angriffe gegen die neue Regierung in Deutschland wegen ihres

Kampfes gegen den Kommunismus, haben die deutsche Regierung veranlaßt,

Gegenmaßnahmen zu ergreifen und vom 1. April ab den Boykott gegen alle jüdischen Geschäfte

mit aller Strenge durchzuführen.“

21. März 1934 – Ein durchinszenierter Auftritt an der Autobahn-Baustelle

Unterhaching * Der Tag soll nach dem Willen der Nationalsozialisten als „Großkampftag der

Arbeitsschlacht“ in die Annalen eingehen. Es wird das Bild einer zupackenden NS-Herrschaft

vermittelt, die Menschen mit dem Bau der „Straßen des Führers“ schnell in Arbeit bringt.    Der

durchinszenierte Auftritt, bei dem Adolf Hitler auf der Reichsautobahn-Baustelle den Beginn der

„Arbeitsschlacht“ gegen die Arbeitslosigkeit verkündet, erzielt die gewollte Wirkung. Das Ereignis
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bei Unterhaching begründet den Mythos vom Wirtschaftswunder und von den Autobahnen, die

dem NS-Regime zu verdanken seien.    Die Propaganda-Schau soll über den Ort hinauswirken.

Man hat Tausende Arbeiter herangekarrt und lässt diese mit geschulterten Spaten antreten. Im

gesamten Land ruht die Arbeit. In Behörden, Betrieben und Schulen sind auf Anordnung

Radiogeräte anzuschalten. 180 Journalisten ausländischer Zeitungen sind anwesend. 

14. Februar 1937 – Mit dem Konkordat der Nazi-Regierung das Vertrauen ausgesprochen

München-Kreuzviertel * In einer Predigt in der Michaelskirche&nbsp;schätzt

Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber den Konkordatsabschluss folgendermaßen ein: „Zu einer

Zeit da die Oberhäupter der Weltreiche in kühler Reserve und mehr oder minder voll Mißtrauen

dem neuen Deutschen Reiche gegenüberstanden, hat die katholische Kirche, die höchste

sittliche Macht auf Erden, mit dem Konkordat der neuen deutschen Regierung ihr Vertrauen

ausgesprochen“.&nbsp;    Für das Ansehen der nationalsozialistischen&nbsp;Regierung im

Ausland war diese Aussage&nbsp;eine Tat von unschätzbarer Tragweite.&nbsp;

1945 – In den Lebensborn-Heimen wurden etwa 8.000 Kinder geboren

Deutsches Reich und Ausland * In den Lebensborn-Heimen sollen etwa 8.000 Kinder geboren

worden sein, davon vor 1940 etwa 80 Prozent, nach 1940 etwa 50 Prozent unehelich. Fast alle

Akten und Unterlagen des Lebensborn e.V. wurden vernichtet, sodass genaue Einzelheiten nur

schwer festzustellen sind.

1947 – Neue Tiere für den Tierpark Hellabrunn

München-Giesing * Nach zehnjähriger Pause kommen wieder neue Tiere aus dem Ausland nach

Hellabrunn. Die ersten Ankommenden sind über 300 Fische aus Brasilien und Westafrika für das

Aquarium. 

28. September 1980 – Gewerkschaften, Kirchen und Politiker rufen zu mehr Toleranz auf

München * Am „Tag des ausländischen Arbeitnehmers“ rufen Gewerkschaften, Kirchen und

Politiker zu mehr Toleranz gegenüber den in Deutschland lebenden Ausländern auf. Man

appelIiert an die Bevölkerung, der von neonazistischen Kräften geschürten Ausländerfeindlichkeit
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entgegenzutreten.

25. September 1984 – Zwei kleine Männer rasen wie ungebremste Lokomotiven aufeinander

München-Theresienwiese * Günter Jauch, Journalist beim Bayerischen Rundfunk, findet heraus,

dass in Richard Süßmeiers Armbrustschützenzelt aus einem Hirschen (200-Liter-Fass) 289 Mass

Wiesnbier ausgeschenkt werden. Süßmeier nimmt das Ganze auf die leichte Schulter und macht

sich darüber lustig. Peter Gauweiler, CSU-Stadtrat und Kreisverwaltungsreferent, geht gegen

Süßmeier wegen Betrügerischen Einschenkens vor.     Der Wiesnwirt beruft daraufhin eine

Pressekonferenz ein, verkleidet sich als Gauweiler und hängt Gauweiler-Plakate mit dem

Schriftzug „Gauweiler sieht Dich!“, „Gauweiler paßt auf!“ und „Gauweiler is watching you!“ an die

Zeltwände. Sein Schankkellner Biwi Wallner zeigt schließlich noch, wie man aus einem ganzen

Hendl drei halbe Hendl machen kann. Dass er zuvor eine Hälfte hatte einnähen lassen, finden

nicht Alle lustig. Allen voran Peter Gauweiler.    Bei der darauf folgenden einer Razzia in

Süßmeiers Armbrustschützenzelt werden 23 „Verstöße gegen das Ausländerrecht“ festgestellt.

Einige Hilfskräfte haben illegal gearbeitet. Süßmeiers Beteuerungen, er habe davon nichts

gewusst, glaubt die Gegenseite natürlich nicht - und handelt: Gauweiler entzieht Süßmeier die

Festzeltkonzession.    Zwei Tage später wird mit Helmut Huber ein neuer Wirt eingesetzt.

18. April 1989 – Streibl rückt erstmals von der WAA ab

München-Haidhausen * Ministerpräsident Max Streibl lässt in einer Regierungserklärung vor dem

Bayerischen Landtag erstmals ein deutliches Abrücken vom Bau der Wiederaufarbeitungsanlage

erkennen. Er erklärt, er sei nie ein „heißer Verfechter der Kernenergie“ gewesen und werde für

die WAA „gewiss nicht kämpfen“.   Eine ausdrückliche Beendigung des Projekts verkündet Streibl

an diesem Tag noch nicht. Seine Äußerungen markieren jedoch den politischen Kurswechsel der

Staatsregierung: Bayern hält nicht länger bedingungslos an Wackersdorf fest und zeigt sich für

die Wiederaufarbeitung deutscher Brennelemente im Ausland offen. 

3. Juni 1989 – Letzte große Anti-WAA-Kundgebung in München

München-Graggenau * Auf dem Odeonsplatz findet wenige Tage nach dem Baustopp die letzte

große Münchner Anti-WAA-Kundgebung statt. Bürgerinitiativen, Umweltverbände und langjährige

Aktivisten feiern das Ende des Projekts in Wackersdorf.   Zugleich warnen die Teilnehmer davor,

das Problem lediglich ins Ausland zu verlagern. Der Protest richtet sich deshalb auch gegen die
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geplante Wiederaufarbeitung deutscher Brennelemente im französischen La Hague und im

britischen Sellafield. Die Kundgebung verbindet Siegesfeier und Forderung nach einem

grundsätzlichen Ausstieg aus der Atomenergie.

6. Juni 1989 – Deutsch-französische Vereinbarung besiegelt das WAA-Aus 

Bonn - Paris - La Hague * Bundesumweltminister Klaus Töpfer und der französische

Industrieminister Roger Fauroux vereinbaren, abgebrannte Brennelemente aus deutschen

Kernkraftwerken künftig in der französischen Wiederaufarbeitungsanlage La Hague behandeln zu

lassen. Gleichzeitig erkennt die Bundesregierung die Wiederaufarbeitung im Ausland als

gleichwertigen Entsorgungsnachweis an.   Damit entfällt die rechtliche und energiepolitische

Begründung für eine eigene deutsche Wiederaufarbeitungsanlage. Sechs Tage nach dem

Baustopp ist das Ende der WAA Wackersdorf nun auch bundespolitisch besiegelt.

6. Dezember 1992 – Lichterkette gegen Ausländerhass

München * 400.000 Münchnerinnen und Münchner protestieren mit Kerzen und Fackeln gegen

brutale Übergriffe auf Ausländer. 

3. Oktober 2011 – 6,9 Millionen Menschen haben die Wiesn besucht

München-Theresienwiese * Insgesamt 6,9 Millionen Menschen haben das größte Volksfest der

Welt, die Wiesn, besucht. Davon kamen rund 20 Prozent aus dem Ausland.       118 Ochsen

werden in der Ochsenbraterei verspeist,   522.821 Hendl werden gegessen und   7.922.500 Mass

Wiesnbier fließen durch die durstigen Kehlen.

8. Oktober 2012 – Das Fazit der Wiesn 2012

München-Theresienwiese * Das Fazit der Wiesn 2012:       6,4 Millionen Wiesn-Besucher trinken

6,9 Millionen Mass Bier.   Hinter 439 angezeigten Raufereien verbergen sich auch 66

Masskrugschlägereien.   Das Rote Kreuz versorgt insgesamt 8.159 Patienten im Servicezentrum

direkt auf der Wiesn.   Hauptsächlich sind dies Kreislauf- und Herzbeschwerden, verstauchte

Füße, Schnittwunden und unzählige Filmrisse.    Bei 739 Patienten müssen die Ärzte eine

Alkoholvergiftung diagnostizieren, die dann in umlegenden Krankenhäuser behandelt
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werden. Dazu sind 1.318 Transporte notwendig. Ein Drittel der ausländischen Patienten zahlt

seine Rechnung nicht.

16. März 2014 – Ergebnis der Kommunalwahl 2014 in München

München * Bei der Wahl zum Oberbürgermeister treten erstmals zwölf Kandidaten

gegeneinander an.    Dieter Reiter [SPD] erhält 40,4 Prozent, Josef Schmid [CSU] kommt auf

36,7 Prozent.&nbsp;Sabine Nallinger von den GRÜNEN kommt auf 14,7 Prozent der Stimmen.

Die Entscheidung unter den beiden Erstplatzierten fällt nun bei der Stichwahl&nbsp;am 30. März. 

     Bei der Wahl zum Stadtrat&nbsp;erhält die CSU 32,6 Prozent [+ 4,9] und 26 [+ 3] Sitze.   Die

SPD erringt 30,8 Prozent der Stimmen [- 8,9] und 25 [- 8] Sitze.   Die GRÜNEN kommen auf 16,6

Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 3,6] und 13 Sitze [+ 2].      Weiter sind bei Kommunalwahl

in München 14 Parteien angetreten:       Die FDP erhält 3,4 Prozent [- 3,4] und 3

Stadtratsmandate [- 2], &nbsp;   die Freien Wähler bekommen 2,7 Prozent [+ 1,1] und 2

Stadtratsmandate [+ 2], &nbsp;   die AfD&nbsp;kommt auf 2,5 Prozent [+ 2,5] und 2

Stadtratsmandate [+ 2],&nbsp;   die ÖDP erreicht 2,5 Prozent [+ 0,8] und 2 Stadtratsmandate [+

1], &nbsp;   die Linke bekommt 2,4 Prozent [- 1,3] und 2 Stadtratsmandate [- 1], &nbsp;   die

Rosa Liste&nbsp;kommt auf 1,9 Prozent [+/- 0] und ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die Partei

Hut&nbsp;erklimmt 1,3 Prozent [+ 1,3] und ein Stadtratsmandat [+ 1], &nbsp;   die

Piraten&nbsp;erhalten 1,2 Prozent [+ 1,2] und ein Stadtratsmandat [+ 1], &nbsp;   die

Bayernpartei - BP&nbsp;bekommt 0,9 Prozent [- 0,7] und ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die

rechtsradikale Bürgerinitiative Ausländerstopp - BIA&nbsp;kommt auf immerhin 0,7 Prozent [- 0,7]

und erhält ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die islamfeindliche Partei Die Freiheit&nbsp;kommt auf

0,6 Prozent [+ 0,6], bekommt aber keinen Platz im Münchner Stadtrat.      Damit ist das seit 1990

bestehende Rot-Grüne Bündnis gescheitert.    Auch bei der Wahl

zum&nbsp;Bezirksausschuss&nbsp;verliert die SPD massiv.&nbsp;       Nur noch in 9 von 25

Gremien ist die SPD stärkste Fraktion (Bisher: 21).&nbsp;   Die CSU wird in 13 Stadtbezirken

stärkste Kraft (Bisher: 4)&nbsp;   Die GRÜNEN werden stärkste Fraktion in Au/Haidhausen, in der

Ludwigsvorsadt-Isarvostadt und in der Maxvorstadt.&nbsp;
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